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IX. Der erste Weltkrieg 

Die Entwicklung der politischen Verhältnisse zwischen 1908 und 1914 

in Bosnien und der Herzegowina 
. 

Nach der Annexion kam es in Bosnien und der Herzegowina zu wichtigen Ver​änderungen und politischen Umgruppierungen. Die Bevölkerung forderte schon seit langem die Abschaffung des kolonialen Verwaltungssystems. Das war nicht leicht, da sich die kapitalistischen Kreise Österreichs und Ungarns dem widersetzten. Die Regierung mußte jedoch wegen ihrer Eroberungspläne etwas tun. Durch kaiserliche Proklamation vom Februar 1910 wurde die "Landesverfassung" (Statut) für Bosnien und die Herzegowina verkündet. Auf Grund dieses Statuts wurde die Landesver​sammlung, der Sabor, eingerichtet, der nach einem komplizierten und reaktionären System gewählt wurde. Das Volk wurde in drei Stände eingeteilt. Die reichen Grundbesitzer und die Bourgeoisie mit den Intellektuellen bildeten die erste Wahl​kurie, in der zweiten waren die übrigen Bürger und in der dritten die Bauern. Außerdem stimmten die Angehörigen der einzelnen Religionen getrennt. Die Landesregierung war auch weiterhin dem Sabor verfassungsmäßig verantwortlich, und ihre gesetzgebende Tätigkeit war völlig eingeschränkt. Bosnien und Herzego​wina verblieben somit weiter in ihrer untergeordneten und kolonialen Stellung, es wurde nur ein Pseudoparlamentarismus eingeführt. 

Mit der Einführung des Statuts erreichte die Besatzungsmacht ihr Ziel. Sie zer​schlug die Einheit der serbischen politischen Bewegung und die Zusammenarbeit zwischen Serben und Mohammedanern. Der Konflikt brach mit der Frage der Ver​abschiedung eines Gesetzes über die Ablieferungspflicht der Pächter aus. Zu dieser Frage nahmen Petar Kocic und seine Gruppe im Sabor energisch Stellung. Daß der serbische Baue.r zu einer großen politischen Kraft geworden war, zeigte die revo​lutionäre Massenbewegung unter den Bauern der bosnischen Posavina (Save-Gebiet) im Jahre 1910. Die Bauern selbst bezeichneten diese Bewegung als "Streik". Ziel dieses Bauern-"Streiks" war, die Abgabe eines Drittels an die Landbesitzer abzu​schaffen, die noch übriggebliebenen Feudalverhältnisse zu beseitigen und das Regime zu einer Radikallösung der Agrarfrage zu zwingen. Die Bauern erhoben sich und zündeten die Maisscheuern der Begs (mohammedanische Großgrundbesitzer) an. Die Bauernbewegung wurde mit Gewalt unterdrückt. 

Im bosnischen Sabor nahmen die Vertreter der serbischen Stadtbevölkerung eine offen reaktionäre Haltung ein. Sie forderten eine positive Zusammenarbeit mit Wien und die Konsolidierung der zunehmend verschärften Verhältnisse in Bosnien und der Herzegowina. Die politisch aktivste Gruppe um die Zeitung "Narod" (Volk) stand gegen die österreichisch-ungarische Macht, ohne sich jedoch mit der bäuerlich​revolutionären Bewegung solidarisch zu erklären. Die Taktik der Besatzungs​behörden, die Agrarfrage durch eine freiwillige Ablieferung an Stelle der Pflicht​ablieferung zu lösen, war ein politisches Mittel, um die Mohammedaner zu ge​winnen. Nach 1911 stand der überwiegende Teil der mohammedanischen politischen Vertreter offen auf seiten der Besatzungsmacht. Die Gruppe Stadler blieb weiterhin die sicherste Stütze des österreichischen Klerikalismus, während die Gruppe "Zajednicara" (Zusammenarbeit) bereit war, die Besatzungsmacht zu stützen. Mit dieser Gruppierung gelang es der Regierung, im Sabor die Mehrheit zu erhalten. 

Die gewaltigen historischen Veränderungen, die auf der Balkanhalbinsel durch die Balkankriege hervorgerufen wurden, hatten in Bosnien und der Herzegowina starke politische Erschütterungen zur Folge. Die Siege der serbischen Armee ließen eine baldige Befreiung möglich erscheinen und hoben das Selbstbewußtsein der serbischen Bevölkerung. Hierdurch fühlte sich die österreichisch-ungarische Macht bedroht. Zur Zeit der sogenannten Skutari-Krise im Jahre 1913 wurde jegliche Tätigkeit von zirka 300 verschiedenen serbischen Gesellschaften verboten. Die mohammedanische Bevölkerung war durch diese Ereignisse überrascht und völlig verwirrt. Das Regime des Generals Potjorek begann mit Methoden der Einschüchte​rung und Bestechung zu herrschen. All dies rief in der Bevölkerung noch größere Erbitterung hervor. 

Das "junge Bosnien" 

Die bürgerlichen Politiker vermochten dem Gewaltakt der Annexion keinerlei ernste Hindernisse entgegenzustellen. Daher fand die Auflehnung der Jugend im Beitritt zu national revolutionären Organisationen Ausdruck. Die junge Generation, die aus den Reihen des Kleinbürgertums und des armen Bauerntums stammte, beschloß, im Kampf um die nationale Befreiung und Einigung neue Methoden anzu​wenden. Diese serbische Jugend, die größtenteils noch vor der Abschlußprüfung in der Schule stand, wurde nach 1908 ungeduldig. Ihre erste Protesthandlung war das Attentat, das der Student Bogdan Zerajic auf General Varesanin, den Landeschef, verübte, als dieser im Jahre 1910 gerade von der feierlichen Eröffnung des bosnischen Sabors zurückkehrte. Der junge Attentäter beging dabei Selbstmord. Bogdan Zerajics Tat und Opfer bedeuteten "die konstituierende Versammlung des Jungen Bosnien, die Aufstellung und Anwendung seines Programms". Das selbständige Auf​treten der Jugend war die logische Folge des Verrats der Bourgeoisie, der fehlenden Organisation im Bauerntum und der Unfähigkeit der Arbeiterbewegung, revo​lutionäre Kampfmethoden anzuwenden. Die junge politische Generation forderte eine revolutionäre Aktion und trat mit ihrem Programm hervor. Ideologe und Theoretiker des Jungen Bosnien wurde der energische Vladimir Gacinovic. Aber auch er war nicht in der Lage, der Gesellschaftsproblematik in Bosnien und der Herzegowina eine theoretische Deutung zu geben. Seine Artikel waren eher Aufrufe zu aktivem Auftreten nach dem Muster des Bogdan Zerajic. Das Junge Bosnien sah sich dem Problem der nationalen Befreiung und Vereinigung gegenüber und griff die Idee des Jugoslawentums auf. In seinen Reihen war neben der serbischen auch die mohammedanische und die kroatische Jugend vertreten. Das Junge Bosnien hoffte, mit seiner jugoslawischen Orientierung Osterreich - Ungarn leichter ver​nichten zu können. Bei seinem Eintritt in den revolutionären Kampf stellte es die nationale Befreiung vor die soziale. Das Problem der sozialen Befreiung, die es zweifellos ebenso wünschte, vermochte es in seinem ganzen Umfange weder zu begreifen noch abzusehen. Seine Einstellung zum Bauerntum und zur Arbeiterschaft war positiv. Es glaubte, auch ohne deren Mitwirkung in ihrem Interesse zu handeln. Das Verhältnis zur einheimischen Bourgeoisie war von Anfang an feindselig. 

An den Balkankriegen nahmen viele dieser Jugendlichen als Freiwillige in der serbischen oder montenegrinischen Armee teil. Von diesem Augenblick an spürte man bei ihnen einen sehr starken serbischen Einfluß, der von der nationalistischen Organisation "Volksverteidigung" (" Narodna Odbrana ") und der geheimen Offi​ziersorganisation "Vereinigung oder Tod" ausging. Auch die nationalrevolutionäre Jugend Kroatiens beeinflußte das Junge Bosnien. 

Das Junge Bosnien war eine revolutionäre Jugendbewegung, die weder fest organi​siert noch hierarchisch aufgebaut war. Sie war eine Sammlung von Gruppen und Zirkeln mit einigen gemeinsamen Grundzügen. Darunter gab es eine engere Gruppe von Aktivisten, die eine breite Schicht der Jugend beeinflußten. Ihre Mitglieder glaubten an die individuelle Aktion; durch sie müsse man die "Moral des Volkes heben und dem Regime einen Schlag versetzen". Bogdan Zerajics Beispiel veranlaßte sie zu einem Kult des Opfers. Unter dem Einfluß einer bestimmten Literatur und einer allgemeinen Einwirkung von außen hielten sie den Einzelterror für die einzig wirksame Kampfmethode. 

Das Attentat am Veitstag 

Für die Anwendung dieser Kampfmethode bot sich ihnen bald eine günstige Gelegenheit. Im Rahmen von Militärmanövern war ein Staatsbesuch des öster​reichisch - ungarischen Thronfolgers Franz Ferdinand in Serajewo vorgesehen. Die Manöver, die Ende Juni 1914 in der östlichen Herzegowina stattfanden, hatten einen demonstrativ politischen und offen aggressiven Charakter. Schon der Besuch in Serajewo, der am Veitstag - einem hohen serbischen Nationalfeiertag - vor​gesehen war, stellte eine Provokation dar. Durch all dies sollte der Geist des Wider​standes gegen die Besatzungsmacht gebrochen werden. Franz Ferdinand war als verschworener Feind der Freiheit und Einheit der jugoslawischen Völker und als entschlossener Anhänger der deutsch-österreichischen Eroberungspläne bekannt. 

Unter diesen Umständen und angesichts der allgemein herrschenden Psychose ist es verständlich, daß am Ufer der Miljaca, wo der Thronfolger mit seinem Gefolge vorüberkommen sollte, in kurzem Abstand von mehreren hundert Metern mehrere junge Attentäter standen. Die Explosion von Nedjeljko Cabrinovics Bombe ver​fehlte ihr Ziel. Ein Offizier aus dem Gefolge des Thronfolgers wurde verwundet. Der Attentäter, der sich durch Einnehmen von Gift das Leben nehmen wollte, wurde v:erhaftet. Dies schreckte seine Freunde nicht ab. Als das Auto des Thronfolgers bei der Rü0dahrt vom Staatsbesuch im Rathaus die Fahrt verlangsamte, um in die Straße, die vom Ufer zur Kathedrale führte, einzubiegen, trafen den Thronfolger die Schüsse aus Gavrilo Princips Revolver tödlich. Dies war die Antwort auf die gewaltsame Bereinigung der imperialistischen Verhältnisse auf dem Balkan. 

So bedeutungslos und nebensächlich dieses Ereignis auch im Gesamtrahmen der imperialistischen Verhältnisse in der Welt war, so führte es doch unter den ge​gebenen Verhältnissen zum imperialistischen Krieg und war als solches eine seiner Ursachen. Angesichts der bisherigen Entwicklung und der gesellschaftlichen und politischen Verhältnisse in Bosnien und der Herzegowina hatte das serbische Volk beim Eintritt in den ersten Weltkrieg zum Unterschied von den übrigen Völkern der Habsburger Monarchie ein Ziel. Dieses Ziel war die nationale Befreiung. 

Slipioevic, S. 212-215. 

Sera jewo 
Französische Darstellung: 

Seit 1912 werden in Europa die Bande innerhalb der beiden Bündnissysteme enger geknüpft. Raymond Poincare, 1912 Regierungschef, 1913 Präsident der Republik, will die französisch-russische Zusammenarbeit auch auf solche Probleme ausdehnen, die im Bündnis nicht vorgesehen sind; er ist bereit, Rußland im Balkan stärker zu unterstützen. Abkommen werden unterzeichnet. England, das einen Teil seiner Flotte in die Nordsee zurückziehen möchte, fordert Frankreich auf, seine Seestreit​kräfte im Mittelmeer zu konzentrieren; dafür erwirkt Frankreich einen Plan für die Zusammenarbeit der Landstreitkräfte. Sogar zwischen Engländern und Russen findet ein Gedankenaustausch statt. 

Deutschland hat zwar die Türkei fest auf seiner Seite, doch ist dies nicht von allzu gro.ßer Bedeutung. Trotz einer vorzeitigen Erneuerung des Dreibundes (1912) überwacht Italien, das eben seinen Krieg mit der Türkei beendet hat, aufmerksam die österreichische Expansion an der adriatischen Küste. Doch willigt es in die Unter​zeichnung von Generalstabsabkommen ein. Es bleibt Osterreich-Ungarn, das einer gründlichen Unterstützung bedarf. Im Mai 1914 treffen sich die Generalstabschefs Moltke und Hötzendorff und stellen eine militärische Überlegenheit der Zentral​mächte fest, die jedoch nicht für die Zukunft gesichert sei. In ganz Europa wird die diplomatische Aktivität von Militärgesetzen und Heeresverstärkungen begleitet; die Offentlichkeit gerät in Fieber. 

Wir haben gesehen, daß Serbien aus den Balkankrisen 1912/1913 gestärkt hervor​gegangen war. Auf Serbien richten sich nun alle slawischen Hoffnungen auf Einheit und Befreiung, und besonders in Bosnien und der Herzegowina bleibt es unruhig. Eine Verwirklichung dieser Hoffnungen würde Osterreich nicht nur 6500000 süd​slawische Untertanen kosten, sondern ein derartiger Sieg des Nationalitätenprinzips könnte auch eine Erhebung der Tschechen, der Slowaken und den Zusammenbruch des österreichisch-ungarischen Staates zur Folge haben. Darum beobachtet die öster​reichische Regierung Serbien und die Geheimorganisationen, die von Belgrad aus in Bosnien und der Herzegowina wirken, mit Argusaugen. 

Am 28. Juni 1914 besucht der Erzherzog Franz Ferdinand, der anläßlich großer Manöver nach Bosnien gekommen ist, die Stadt Serajewo: auf dem Wege zum Rat​haus entkommt er noch mit Mühe einem Attentat, aber auf dem Rückwege fallen er und seine Frau unter den Schüssen eines Bosniaken namens Princip, der Mitglied der serbischen Geheimorganisation "Schwarze Hand" ist. Der österreichische Kanzler Berchtold will nun "das Verbrechen von Serajewo dazu benutzen, die Rechnung mit Serbien zu begleichen"; der vollen deutschen Unterstützung sicher, überreicht er der serbischen Regierung ein sehr hartes Ultimatum (23. Juli). 

Noch handelt es sich um einen begrenzten Konflikt. Aber Rußland, das sich bewußt ist, durch die Langsamkeit seiner Mobilisierung eventuell in eine unterlegene Position zu geraten, unternimmt schon am 25. "Vor-Mobilmachungsmaßnahmen". Wird nun der gesamte Bündnismechanismus ausgelöst werden? 

Serbien akzeptiert das Wesentliche des österreichischen Ultimatums. England schlägt eine Konferenz vor, Rußland versucht mit Osterreich zu verhandeln, Frank​reich zögert. Die sozialistische Internationale versucht, sich dem Konflikt entgegen​zustellen. Osterreich und Deutschland nützen jedoch das Zögern aus, um die Dinge gewaltsam zu regeln und Europa vor vollendete Tatsachen zu stellen. Am 28. Juli erklärt Osterreich Serbien den Krieg, und Belgrad wird bombardiert. Daraufhin wird der Bündnismechanismus trotz letzter Bemühungen der Diplomaten ausgelöst. Der Zar erläßt am 29. einen Teil- und am 31. einen Generalmobilmachungsbefehl. Am 31. fordert Deutschland Rußland auf, seine Vorbereitungen einzustellen, und verlangt von Frankreich ein Unterpfand für dessen Neutralität. Am 1. August kommt die Generalmobilmachung in Deutschland und Frankreich. Das Unterhaus bewilligt Sir Edward Grey, der durch seine verzweifelten Bemühungen um den Frieden Neutralitätswillen bekundet hatte, am 3. die Kredite für die Mobilisierung, während Deutschland Frankreich den Krieg erklärt. Der Kampf der Internationale war ver​geblich; am 31. Juli wurde Jaures ermordet. Moraze u. Wolff, S. 232-235. 

Die Probleme werden schwieriger 

Anfang 1914 wird die Situation in Europa sehr ernst. Seit 1871 hatte es zweifel​los eine ganze Reihe von Konfliktsmöglichkeiten gegeben, aber es war fast immer gelungen, sie - nach einer mehr oder weniger langen Spannungsperiode - zu lokalisieren und zu lösen. 

1914 führen die weite Ausdehnung und Verwickeltheit der Probleme, die Spaltung Europas in zwei gegnerische Blocks und der Rückgriff auf die Rüstung als Druck​mittel zu einer beunruhigenden Lage. 

1. Die deutsch-englische Rivalität 

ist ohne Zweifel sowohl wirtschaftlich wie kolonial bedingt. Zugespitzter und schärfer wird sie auf dem Gebiet der Flottenpolitik. Tirpitz' Pläne bedrohen den klassischen Two-Power-Standard (wonach die englische Flotte zumindest so stark wie die Flotten der beiden nächststarken Mächte zusammen sein muß). Seit 1908 wurden Versuche unternommen, den Schiffsbau zu beschränken. Der ernsthafteste unter ihnen, die Mission Lord Haldanes nach Berlin (Februar 1912), blieb ohne Ergebnis, da England keinerlei Neutralitätsverpflichtungen im Falle eines Krieges auf dem Kontinent eingehen wollte. Diese Niederlage bewog die Londoner Regie​rung, sich den Regierungen in Paris und St. Petersburg stärker anzunähern. 

2. Deutschland 

das sich in ernsthaften Schwierigkeiten befindet, Osterreich-Ungarn, das mit seinem Nationalitätenproblem ringt und darüber besorgt ist, was nach demTode Franz J osephs geschehen könne, wollen ebenfalls ihr Bündnis genauer umreißen. Der Dreibund ist am 5 .. Dezember 1912 erneuert worden; im August 1913 legt ein österreichisch​italienisches Abkommen die Aktionsbereiche im Mittelmeer fest. Gleichzeitig wird die Truppenzahl erhöht: die österreichisch-ungarische zunächst im Juni 1912, dann im März 1914; die deutsche nach Agadir (Gesetz von 1912) und noch beträchtlicher nach dem Balkankrieg (Gesetz von 1913). 

3. Die Triple-Entente 

gleicht sich diesen Bestrebungen an. Während England sich 1908 darauf beschränkte, ein "Expeditionskorps" aufzustellen, das unter Umständen auf dem Kontinent operieren sollte, erhöht Frankreich die Dauer der Militärdienstzeit von 2 auf 3 Jahre (Gesetz vom 7. August 1913), und auch Rußland nimmt Ende 1913 einen umfang​reichen Reorganisationsplan in Angriff. Das Verhältnis zwischen den beiden Armeen war durch ein Protokoll vom 13. Juli 1912 festgelegt worden. 

Die Solidarität unter den Alliierten wird ebenfalls verstärkt: der Briefwechsel vom 22. und 23. November 1912 schafft für Frankreich und England einen Über​gangszustand, der mehr als eine einfache Verständigung, wenn auch noch kein for​melles Bündnis, darstellt. Er macht jedoch ab, sich zu "einigen", wenn der Friede in Gefahr sein sollte. Poincare hatte mehrmals seinen Willen ausgedrückt, die Klauseln der französisch-russischen Allianz genau und ehrlich zu erfüllen. Seit Mai 1914 sind trotz gewissen Widerstrebens Unterhandlungen zwischen England und Rußland im Gange. 

Schwerwiegender als alle diese Maßnahmen ist jedoch eine gewisse Kriegsbereit​schaft, die sich so gut wie überall abzeichnet und eine normale Konsequenz des Wettrüstens ist. Tersen, S. 628----630. 

Die europäische Krise 1914: Beurteilung der Außenpolitik Kaiser Wilhelms II. 

Im ganzen gesehen, war die Weltkrise 1914 eine Folge - und nicht die letzte ​der Politik Bismarcks und Wilhelms 11. Durch seine Bündnispolitik hatte der Eiserne Kanzler das Zweite Deutsche Reich zur Vormachtstellung in Europa geführt. Wil​helm 11. verlangte nach mehr; er trachtete nach einer Weltpolitik, wozu eine starke Kriegsflotte, ein ausgebreitetes Kolonialreich und eine unschlagbare Handelskonkur​renz nötig waren. Diese Politik verband er unverbrüchlich mit der österreichischen. Dadurch verdarb er seine Beziehungen zu Rußland und Großbritannien und ver​eitelte Bismarcks Hauptziel: die Isolierung Frankreichs. Die Ereignisse im Balkan bestimmten die Haltung der kleineren Staaten weitgehend: Serbien, Montenegro und Griechenland folgten allmählich Rußland, das sie unterstützte; Bulgarien und die Türkei, die Besiegten von 1912/13, waren dagegen prodeutsch; Rumänien, das 1883 ein Bündnis mit Osterreich abgeschlossen hatte, verhielt sich seit 1913 der Donaumonarchie gegenüber weniger freundschaftlich. Außerst delikat und gefährlich waren die Beziehungen zwischen Serbien und Osterreich. Lousse H, S. 179. 

Der Anteil der deutschen Politik am Kriegsausbruch (German war policy) Osterreich konnte ohne Deutschland wenig tun, aber Deutschland konnte eine Zerstückelung seines Verbündeten nicht zulassen. Auch die Niederlage der Türkei (1912/13), die praktisch ein Bundesgenosse Deutschlands war, bedeutete einen ernsten Rückschlag. Unmittelbar nach den Balkankriegen wurde ein deutscher General, Liman von Sanders, in die Türkei entsandt, um trotz heftiger Einwände Rußlands, das immer noch an Konstantinopel interessiert war, die Armee zu reorganisieren. Es besteht Grund zur Annahme, daß sich seit Anfang 1913 in Deutschland die über​zeugung festigte, ein allg'emeiner Krieg werde kommen, und es sei dann besser, er käme so früh wie möglich, am besten im Spätsommer 1914. Wenn wir "Deutsch​land" sagen, meinen wir nicht das deutsche Volk, noch den Kaiser oder den ängst​lichen Kanzler Bethmann-Hollweg, der damals die Stellung bekleidete, von der einst Bismarck Europa beherrscht hatte. Wir meinen vielmehr die Offiziere des deutschen Generalstabes, unter deren Einfluß der Kaiser mehr und mehr zur willenlosen Puppe wurde. 1913 erhob die deutsche Regierung eine besondere Wehrsteuer in bis dahin ungewohnter Höhe. Der Ertrag dieser Steuer konnte bereits im Sommer 1914 zu voller Auswirkung kommen, während die französischen Gegenmaßnahmen erst 1915 ihre ganze Wirkung zu zeigen vermochten. Rußland, so nahm man an, könnte seine größte militärische Stärke nid1t vor 1917 erreichen. Im Sommer 1914 sollte auch die Vergrößerung des Nordostseekanals beendet werden. 

Inzwischen hatten sich die englisch-deutsd1en Beziehungen nach dem Schock der Agadirkrise gebessert und wurden sogar freundlich. Denn Deutschland war ver​zweifelt bemüht, sid1 die britische Neutralität zu sichern, zumindest für die Anfangs​phase des vorgesehenen Krieges. Großbritannien war weitgehend bereit, mit Deutsch​land über jeden strittigen Punkt innerhalb der gemeinsamen Beziehungen nach Art der Aussprachen zu diskutieren, die zu den Ententeverträgen mit Frankreich und Rußland geführt hatten. Die wichtigste Konfliktzone bildete dabei der Persische Golf. Damals gehörte dieses ganze Gebiet, das heutige Königreich Irak, der Türkei. Der deutsd1e Einfluß in der Türkei war sehr groß, und deutsche Ingenieure bauten die Bagdadbahn, die bis zur Hafenstadt Basra, dem Verschiffungshafen der Englisch​Persischen Erdölgesellschaft, führen sollte. Deutschland zeigte sich überraschender​weise zur Annahme der britischen Forderungen bereit, und ein englisch-deutscher Vertrag über diese Frage war bereits schriftlich fixiert und sollte unterzeichnet werden, als der Krieg 1914/18 ausbrach. Somervell, S. 68-69. 

Die Verantwortung für den Krieg 

über die Ursachen des Krieges sind viele Bücher geschrieben worden, in denen man Schuldige oder Schuld festzustellen versuchte. Einige kommen zu dem Ergebnis, daß die allgemeine politische Lage in Europa zum Kriege geführt habe und kein einzelnes Land für ihn verantwortlich sei. Andere messen bestimmten Staaten die Schuld bei. Bei der Erforschung der allgemeinen Ursachen ergibt sich klar, daß der Nationalismus eine wichtige Rolle gespielt hat, besonders die nationalen Bestrebun​gen der Südslawen im Kampf mit dem Vielvölkerstaat tlsterreich-Ungarn. Dieses Reich war ein überbleibsel aus der Vergangenheit, als Staatswesen in einer Zeit entstanden, in der der Nationalismus eine nur geringe oder gar keine Bedeutung hatte. In der Neuzeit stellte tlsterreich-Ungarn einen Anachronismus dar; mit Gewalt zwang es Völker unter sein Zepter, die eine solche Regierungsform ablehnten. Aber es ist eine Art Naturgesetz, sowohl der Staaten wie der Lebewesen, daß alles, was lebt eher kämpft als auf seine Existenz verzichtet. Wir können daher den Staatsmännern Osterreich-Ungarns im Grunde keinen Vorwurf machen, wenn sie entschlossen waren, den Bestand ihres Reiches mit allen Mitteln - die Vernichtung Serbiens eingeschlossen - zu sichern. 

Ein weiterer allgemeiner Grund war der Militarismus. Seitdem Bismarck die Wirkung einer sorgfältig geplanten wissenschaftlichen Kriegsführung unter modernen Bedingungen erprobt hatte, bewaffnete sich jeder kontinentale Staat, Deutschland voran, bis an die Zähne. Alle Staaten fürchteten sich voreinander.· Deutschland war nun zwar der mächtigste, aber wegen seiner zentralen Lage auch "eingekreist". Es beklagte sich ständig über diese Einkreisung, und der Kaiser machte absurderweise den ihm so verhaßten Onkel König Eduard VII. dafür verantwortlich. In Wahrheit war Deutschland eingekreist, weil es durch seine ungestüme und arro​gante Politik alle Nachbarn - Frankre.ich, Rußland und Großbritannien ​beunruhigt hatte, worauf diese sich zu gegenseitigem Schutz verbündeten. 

Man kann tatsächlich sagen, daß der sogenannte "bewaffnete Frieden" dieser Epoche - wie wir es in den Kapiteln über die Zeit von 1871 bis 1914 gesehen haben - für alle Beteiligten in wachsendem Maße unerträglich geworden war. So konnte es nicht weitergehen. Entweder mußte die Abrüstung kommen, gegen die Deutschland auf der Haager Konferenz zweimal Einspruch erhoben hatte, oder eine der Großmächte mußte versuchen, durch einen siegreichen Krieg eine Art unbestrit​tener Vorherrschaft in Europa zu erringen. Alle Geschehnisse lassen den Schluß zu, daß in den letzten Jahren vor 1914 der deutsche Generalstab mit dem Kaiser als dekorativer Gestalt an der Spitze sich für den Krieg und die Erringung der Hege​monie entschieden hat. (Hitler wählte 25 Jahre später den gleichen Weg.) Von diesem Standpunkt aus erscheint der österreichische Zwischenfall nur als auslösendes Moment für Deutschland, denn ohne deutsche Unterstützung wäre Osterreich ebenso wie die europäische Türkei zerfallen. 

Wenn wir nun die Haltung der Großmächte auf der anderen Seite gerecht be​trachten, können wir wenig zugunsten Rußlands sagen, war doch dessen Politik auf dem Balkan und in anderen Gebieten seit langem ebenso aggressiv wie die Deutsch​lands, dabei jedoch weit weniger klug. Osterreich und Rußland waren auf dem Balkan alte Gegner, und Serbien, der besondere Feind Osterreichs, hatte sich sehr eng an Rußland angeschlossen. Nach der panslawistischen Ideologie waren Jugo​slawen und Russen Angehörige der gleichen slawischen Rasse. Alle Beteiligten waren sich darüber im klaren, daß ein österreichischer Angriff auf Serbien den Krieg mit Rußland herausfordern mußte. 

Frankreich trieb zwar in Afrika imperialistische Politik, hatte aber in Europa keine aggressiven Pläne. Sollte jedoch der Krieg unvermeidlich werden, waren die Franzosen natürlich entschlossen, Elsaß-Lothringen zurückzugewinnen. Es wäre jedoch absurd anzunehmen, daß Frankreich - selbst um dieses Preises willen ​einen Krieg angestrebt hätte. Die Franzosen wußten, daß sie im Falle eines Krieges die Hauptwucht des deutschen Angriffs treffen müßte, und nach ihren Erfahrungen von 1870/71 konnten sie nicht noch einmal ein gleiches Risiko eingehen. 
Kein Land hätte durch einen Krieg weniger zu gewinnen gehabt als Groß​britannien. Mit unserer Inselheimat, unserem großen Reichtum und unserem gewal​tigen Empire wurden wir allgemein als die vom Glück begünstigste Großmacht angesehen. Aber 1914 konnten wir noch weniger als zu Zeiten Napoleons dulden, daß eine Macht die Vorherrschaft in Europa in einem solchen Umfange gewann, wie das nach einem deutschen Sieg der Fall gewesen wäre. Somervell, S. 72-74. 

Die Gegensätze zU'i,chen den Großmächten am Vorabend des ersten Weltkrieges 

Als Osterreich irr Sommer 1914 Serbien angriff, war die Spannung zwischen den beiden einander entgegengesetzten Machtsystemen - dem Dreibund (Deutschland, Osterreich, Italien) und dem Dreiverband (Frankreich, Rußland, England) - so stark, daß eine plötzliche Aufhebung des Gleichgewichts nunmehr von unwägbaren Elementen abhing, fast unabhängig vom guten Willen der Diplomatie, sofern ein solcher überhaupt vorhanden war. 

Der stärkste Gegensatz bestand zwischen England und Deutschland; er wurde durch die Politik Wilhelms 11. bestimmt, der Bismarcks Friedensstreben nach 1870 aufgab und Deutschland in das Abenteuer der großen Weltexpansion stürzte. Er hatte einen großzügigen Flottenrüstungsplan aufgestellt und geriet damit in Gegen​satz zu England, das über seine Vormacht zur See eifersüchtig wachte. 

Weniger offenkundig, aber nicht minder scharf war der russisch-deutsche Gegen​satz, der von der Unterstützung herrührte, die Deutschland seit dem Berliner Kongreß (1878) Osterreichs Ausdehnungsstreben auf dem Balkan gewährte, und der durch die österreichische Besetzung Bosniens und der Herzegowina (1908) noch verschärft wurde. 

Hinzu kam schließlich der seit Sedan nicht mehr zur Ruhe gekommene deutsch​französische Gegensatz, der nunmehr durch das Bestreben Frankreichs, Revanche zu üben und Elsaß-Lothringen zurückzugewinnen, außerordentlich verschärft wurde. 

Osterreich hatte wegen der Balkanfrage einen einzigen erklärten Rivalen: das Russische Reich. Mit Italien, das die stärksten nationalen - aber nicht imperia​listischen - Gründe zur Feindschaft hatte, war es für mehr als 30 Jahre verbunden. 

Angesichts dieses verwickelten Systems von Gegensätzen hatte sich die Zusam​menarbeit von Deutschland und Osterreich immer enger gestaltet, ohne daß dies zu einer Stärkung des Dreibundes führte, aus dem sich vielmehr Italien, das seine Interessen durch ihn nicht mehr gefördert sah, zu lösen trachtete. Man kann daher sagen, daß 1914 nur die Solidarität zwischen den beiden deutschen Mächten wirklich haltbar war. 

Auch im Dreiverband war die Solidarität ziemlich unvollkommen. Obwohl sich die drei Mächte auf Grund ihres gemeinsamen Interesses, die Expansion der Mittel​mächte zu zügeln, einander genähert hatten, waren die Ursachen der noch ver​bleibenden Streitfragen deshalb nicht aus der Welt geschafft: die Bestrebungen des russischen Imperialismus im Mittelmeerraum und in Asien z. B. waren mit den Zielen des angelsächsischen Imperialismus unvereinbar. 

Die unaufhaltsame Entwicklung der politischen Gegensätze hatte somit Europa in ein finsteres, bewaffnetes Feldlager verwandelt: mehr und mehr wurde mit Eifer und Intelligenz für den Krieg anstatt für den Frieden gearbeitet; die russische und englisd1e Initiative zu allgemeiner Rüstungsbeschränkung und Einrichtung eines internationalen Schiedsgerichts, das Streitfälle unter den Mächten mit friedlichen Mitteln schlichten sollte, war entweder fehlgeschlagen oder hatte nur unbedeutende Ergebnisse erbracht, die in keinem Verhältnis zu den angestrebten Zielen standen. 

Trotzdem vermod1te sich die öffentliche Meinung in Europa im allgemeinen nicht mit dem Gedanken an einen drohenden Krieg abzufinden, und d- Schlagwort, der Fortschritt von Wissenschaft und Technik führe zur Menschheitsverbrüderung, fand noch immer mehr Glauben als die unheilvolle Mahnung, die aus dem allge​meinen Wettrüsten sprach. Wenn auch nicht in Deutschland, wo sich die Über​zeugung - um nicht zu sagen Hoffnung - durchsetzte, die hohen Rüstungs​ausgaben würden sich doch in dem einen oder anderen Falle lohnen, so gab man sich dod1 im übrigen Europa der Illusion hin, die furchtbaren Waffen des 20. Jahr​hunderts würden schließlich eher dazu führen, die Gegner einzusd1üchtern, als sie zu vernichten; die Vernunft würde letzten Endes siegen und die Regierungen davon abhalten, die Völker in einen Krieg zu führen, dessen Gewinn niemals den Ver​lusten entsprechen würde; oder daß - wenn die Regierungen nicht so klug sein sollten - sich die Arbeiter aller Länder wie ein Mann erheben würden, um in der ganzen Welt den Kriegsdienst aus Klassensolidarität zu verweigern und den Streik auszurufen; oder daß man schlimmstenfalls nur einen kurzen Krieg zu führen braud1e. Alle diese Voraussagen wurden jedoch durch die Geschehnissse widerlegt. Bosisio, S. 371-374. 

Die Ursachen des ersten Weltkrieges 

Es ist immer außerordentlich schwierig, genau anzugeben, was die "Ursachen" eines Krieges gewesen sind. Kriege entstehen im allgemeinen gleichsam unversehens aus einer Vielfalt von Handlungen oder Gemütszuständen, deren Ursprung sich in ferner Vergangenheit verliert. Die unmittelbaren Ursachen können mitunter gering​fügig und unwesentlich erscheinen; ihre Bedeutung liegt jedoch darin, daß sie die ganze Fülle der weiter zurückliegenden Ursad1en in Bewegung setzen, sie sind die Keime, die, auf einen sd10n empfänglichen Boden gefallen, ihn erwecken und seine ganze innere Struktur ersd1üttern. 

1914 waren die internationalen Beziehungen in Europa durch mannigfache und schwierige Probleme belastet: und dennoch schien keines von ihnen zu einem sofortigen Kriege führen zu müssen. Die Vertragssysteme der Triple-Allianz und des Dreibundes hatten Europa wenigstens potentiell in zwei Machtblöcke geteilt. Weitere Reibungspunkte waren: der englisch-deutsche Gegensatz, besonders auf dem Gebiet der Flottenpolitik; die elsaß-Iothringische Frage, eine ungeheilte Wunde im Bewußtsein der Franzosen; das maßlose Verlangen Deutschlands, sich ebenfalls ein Kolonialreich zu schaffen, evtl. sogar auf Kosten der Mächte, die bereits eins besaßen; die in jenen Jahren besonders lebhafte italienische Irredenta; die russischen Bestrebungen auf dem Balkan und die Entschlossenheit Bulgariens, eine für die ganze Halbinsel politisch und militärisch furchterregende Macht zu werden. 

Es herrschten überall politische, wirtschaftliche und koloniale Gegensätze, doch hatte keines dieser an sich ernsthaften Probleme ein Stadium erreicht, das zu einer kriegerischen Lösung hätte führen müssen. Es gab jedoch ein Faktum, das nichts Gutes verhieß: das allgemeine Wettrüsten. Es war in Deutschland und Osterreich äußerst intensiv und in England, Frankreich und Rußland immer noch intensiv genug. Die Herstellung von Kriegsmaterial ist stets äußerst gefährlich. 

Ein Problem aber erschien drückender und drängender als alle anderen: der Gegensatz zwischen Osterreich-Ungarn und Serbien. Als Sieger aus dem ersten und zweiten Balkankrieg groß und stark hervorgegangen, übte nun Serbien auf die slawischen Stände innerhalb des Kaiserreiches eine starke Anziehungskraft aus. Wenn Serbien, von Rußland unterstützt, seinen Aufstieg und seine Expansion fort​gesetzt hätte, wäre das von den so treuen Kroaten und Serben verlassene Habs​burger Reich zu einem Rumpfstaat geworden und hätte damit seine Existenz​berechtigung verloren. Osterreich-Ungarn mußte daher entweder Serbien inner​halb weniger Jahre vernichten oder selbst unterliegen. 

Melzi d'Eril u. Giudici, S. 234-235. 

Der Weltkrieg 1914-1919 
Schwedische Darstellung: 

Der Kriegsausbruch. - Der Funke zu dem Weltbrand, dessen Ausbruch man seit langem befürchtet hatte, zündete am 28. Juni 1914 in Serajewo, der Hauptstadt Bosniens, wo der österreichische Thronfolger Franz Ferdinand und seine Gemahlin von einem jungen Mann ermordet wurden, der zwar österreichischer Untertan, aber serbischer Nationalität war. Da die österreichische Regierung begründeten Verdacht hegte, der Mord sei von serbisch-nationalistischen Kreisen inspiriert, forderte sie in einem Ultimatum an Serbien, daß die großserbische Propaganda aufhören solle, daß der Mord unter österreichischer Kontrolle gründlich untersucht werde und die am Mordplan Schuldigen exemplarisch betraft würden. Zu diesem scharfen Auf​treten wurde die österreichische Regierung vor allem durch die Tatsad1e veranlaßt, daß das verbündete Deutschland ihr sofort nach dem Mord in Serajewo für den Fall Unterstützung versprochen hatte, daß der Zwist mit Serbien sich zu einem Kon​flikt mit Rußland ausweiten sollte. 

Da die serbische Antwort Osterreich nicht zufriedenstellte, erklärte es Serbien den Krieg. Um Serbien zu Hilfe zu kommen, mobilisierte jedoch Rußland in einem Ausmaß, daß sich nun auch Deutschland für bedroht erklärte. Es verlangte, Ruß​land solle seine Mobilisierung einstellen, bekam jedoch eine ablehnende Antwort und begann darauf den Krieg gegen Rußland und Frankreich, das sich seinem Verbündeten an die Seite stellte. Als Frankreich auf diese Weise in den Krieg eingetreten war, wurde es auch für England schwierig, sich fernzuhalten, hatten doch beide Länder während der letzten Jahre einen intimen Kontakt hergestellt. Das ent​scheidende Motiv wurde aber, wie schon so oft vorher, die belgische Frage. Als die deutschen Armeen, um Frankreich schnell aus dem Felde zu schlagen, in Belgien einrückten, ohne Rücksicht auf die auch von Frankreich anerkannte Neutralität, beschloß England, in den Krieg einzutreten. So war der erste Weltkrieg zur Tat​sache geworden (August 1914). 

DerWeltkrieg 1914-1918 
Norwegische Darstellung: 

Am 28. Juni 1914 wurde der österreichisch-ungarische Thronfolger von einem serbischen Gymnasiasten in Serajewo ermordet. Der österreichische Außenminister wollte den Mord als Vorwand benutzen, um Serbien niederzuschlagen. Er unter​richtete Kaiser Wilhelm, und dieser antwortete, Deutschland werde sich nicht da​gegen wenden, wenn tlsterreich-Ungarn seinen Nachbarn züchtige. Die Regierung in Wien hatte keinerlei Beweise dafür, daß die serbische Regierung hinter dem Mord stand. Trotzdem übersandte sie Serbien ein Ultimatum und stellte eine Anzahl harter Forderungen. Die serbische Regierung erklärte sich bereit, fast alle Forde​rungen zu erfüllen. Aber die Regierung in Wien ging nicht darauf ein und erklärte Serbien den Krieg. Die Mittelmächte erwarteten, daß sich die anderen Staaten nicht einmischen würden, irrten sich aber darin. Serbiens mächtiger Freund, Rußland, mobilisierte an der österreichisch - ungarischen Grenze. Damit hatte die Kriegs​maschinerie zu rollen begonnen, und niemand vermochte sie mehr aufzuhalten. Deutschland erklärte am 1. August Rußland und einige Tage später Frankreich den Krieg. 

Um die starken französischen Grenzfestungen zu umgehen, hatten die deutschen Generäle den Durchmarsch durch Belgien geplant. Trotz Belgiens Protest wälzten sich die deutschen Heere über die Grenze. Der englische Außenminister hatte so lange wie möglich zu vermitteln versucht, und viele Engländer meinten, das britische Reich müsse sid1 von einem Krieg auf dem Festland fernhalten. Als aber die Deut​schen in Belgien einrückten, schlug die Stimmung um. Jetzt war der britische Kanal bedroht: England erklärte Deutschland den Krieg und sandte ein Heer auf das Festland. 

Der erste Weltkrieg 

Da Englands Haltung unentschieden war, glaubte die deutsche Regierung, es würde sich aus dem Kriege heraushalten. Aber als die deutschen Truppen in das neutrale Belgien einrückten, erklärte England Deutschland den Krieg. Die englische Regierung verwies auf das Versprechen der Großmächte, Belgiens Neutralität zu achten, der deutsche Reichskanzler aber war erschüttert, daß jemand "wegen eines Stück Papiers" zum Kriege schreiten wolle. 

Amerika hatte den Alliierten große Summen geliehen und mußte sich vor dem Verlust dieses Geldes schützen. Die Propaganda der Westmächte hatte großen Erfolg, und der uneingeschränkte U-Boot-Krieg, der auch die amerikanische Schiffahrt traf, schuf eine heftige antideutsche Stimmung. Langeland, S. 117. 

Die Friedenskonferenz 
Französische Darstellung: 

Nach dem Waffenstillstand vom 11. November 1918 beschlossen die Alliierten, in Paris eine Konferenz abzuhalten, auf der die Friedensverträge für die Feindmächte Deutschland, Osterreich-Ungarn, Bulgarien und die Türkei ausgearbeitet werden sollten. Diese Pariser Konferenz wurde am 18. Januar 1919 unter dem Vorsitz von Clemenceau eröffnet. 

Durch die Anzahl der anwesenden Staaten - siebenundzwanzig - und das Gewicht der getroffenen Entscheidungen kann die Pariser Konferenz mit dem West​fälischen oder dem Wiener Kongreß verglichen werden. Sie unterscheidet sich jedoch von ihnen durch zwei wesentliche Züge. Erstens hatte sie, wie der Krieg selbst, welt​umspannenden Charakter: nach Paris kamen neben den Vertretern Europas die Delegierten amerikanischer, asiatischer, afrikanischer und ozeanischer Staaten. Zwei​tens wahrte die Pariser Konferenz den Charakter einer interalliierten Zusammen​kunft: die besiegten Länder wurden lediglich zugelassen, um die ihnen auferlegten Friedensbedingungen zur Kenntnis zu nehmen. 

Die Konferenz hielt nur eine kleine Anzahl Vollsitzungen ab. Sie bildete mehr als SO Kommissionen, die beauftragt wurden, eine Lösung für die vorliegenden Probleme zu finden. Die wichtigen Entscheidungen wurden von den Delegierten der "alliierten und assoziierten" Hauptmächte getroffen, die zuerst im "Rat der Zehn" und sodann im "Rat der Vier" - England, Vereinigte Staaten, Frankreich, Italien - vereinigt waren. In Wirklichkeit wurde fast alles von drei Staatsmännern geregelt und entschieden: Clemenceau, Wilson, Lloyd George. 

Die vierzehn Punkte. - Präsident Wilson hatte Wert darauf gelegt, selbst an der Friedenskonferenz als Chef der amerikanischen Delegation teilzunehmen. Auf diese Weise tat er seinen Willen kund, bei der endgültigen Regelung die von ihm auf​gestellten Prinzipien geltend zu machen. Diese waren in einer am 8. Januar 1918 an den amerikanischen Kongreß gerichteten Botschaft in vierzehn Punkten niedergelegt worden; die Alliierten und Deutschland hatten sich bereit erklärt, auf dieser Grund​lage Frieden zu schließen. 

Dieses Friedensprogramm war in allen seinen Teilen von demokratischem und pazifistischem Geist beseelt. Es entsprach genau dem Ideal, für das die meisten alliierten Soldaten gekämpft hatten. Wilson und die Alliierten stimmten darin überein, das Recht der Völker, frei über sich selbst zu bestimmen, zur Grundlage der neuen internationalen Ordnung zu machen. Jedoch: die nationalen Bestrebungen waren nicht bei allen Völkern gleich klar und bestimmt; die verschiedenen Natio​nalitäten waren nicht so gegeneinander abgegrenzt, daß man sie "nach klar erkenn​baren Linien" hätte zufriedenstellen können, sie gingen oft in unentwirrbarer Weise ineinander über. Ebenso schienen Wilson und die Alliierten darin einig, einen Völkerbund als Friedenswächter einzusetzen: wenn dieser Völkerbund aber im​stande sein sollte, den Frieden aufrechtzuerhalten, mußte jede Macht einen Teil ihrer Souveränität opfern und dazu bereit sein, Traditionen, eine ganze Vergangenheit von nationalem Egoismus aufzugeben - Bedingungen, die schwierig zu ver​wirklichen waren, in Amerika so gut wie in Europa. 

Andere, noch größere Schwierigkeiten entstanden aus der vorgegebenen Situation; die ganze alte politische, wirtschaftliche und gesellschaftliche Ordnung Europas war durch den Krieg wie durd1 eine Naturkatastrophe durcheinandergewirbelt worden. 

Auf politischem Gebiet schien der Krieg mehrere Jahrhunderte Geschichte aus​gelöscht zu haben, das moderne Europa schien dem Untergang geweiht. 

Drei große Reiche, das russische, das österreichisd1-ungarische, das osmanische, waren zusammengebrod1en; auf ihren Ruinen bildeten sich neue Staaten, die aus einer fernen Vergangenheit wiederauferstanden waren und nur eine brüchige Existenz und unsid1ere Grenzen besaßen. In jedem von ihnen herrschte Revolution. Die Grenzziehung zwisd1en ihnen verursachte eine so heftige Konkurrenz, daß der Krieg, kaum daß der Waffenstillstand unterzeichnet war, an mehreren Stellen von neuem ausbrach. Der Zusammenbruch des Türkischen Reiches rollte außerdem die bedeutungsschwere Frage der Meerengen und des neuen Status der Levante auf, über die es während des Krieges zu Geheimabkommen zwischen England, Frankreich, Rußland und Italien gekommen war. 

Die politisd1e war von einer wirtschaftlid1en und sozialen Krise begleitet. Durch die kriegsbedingten Belastungen und Zerstörungen ergaben sich eine Verlangsamung der Produktion und Verminderung des allgemeinen Reid1tums in Europa, eine voll​ständige Lähmung des Wirtschaftslebens in Osteuropa, eine Desorganisation der Industrie, des Handels und Transportwesens in der ganzen Welt. Die Störung des wirtschaftlichen Gleichgewichts wurde noch durch die Finanzmaßnahmen vergrößert, zu denen die Regierungen nun gegriffen hatten; sie setzten z. B. riesige Mengen von Papiergeld in Umlauf - in Frankreich über 36 Milliarden. In den Ländern der Mittelmäd1te waren die Volksmassen durch fortdauernde Unterernährung depri​miert. Dieser Krisenzustand begünstigte die Ausbreitung des Bolsd1ewismus, nid1t nur in den Ländern, die vom russischen Reich abgetrennt waren, sondern auch in Ungarn und Deutschland. Die Alliierten wurden dadurch beunruhigt, und sie be​handelten den Bolschewismus als einen Feind, ohne jedoch einen regelrechten Krieg gegen Rußland zu wagen; doch unterstützten sie die konterrevolutionären Versuche in Rußland, von denen einer nad1 dem anderen fehlschlug. 

Unter diesen Umständen war die Aufrid1tung eines dauerhaften Friedens ein fast unlösbares Problem. Besonders Europa, das ja wiedererstellt werden sollte, ersd1ien in seinen mittleren und östlichen Gebieten nur noch als ein formloses Chaos, das jegliches Ordnungsprinzip unmöglich mad1te. Isa ac u. Alba, S. 734-738. 

Die allgemeinen Kriegsfolgen 

Einige der Folgeerscheinungen, die mehr materiellen, ließen sich schon gegen Ende der Feindseligkeiten erkennen; sie griffen unmittelbar in das Leben der Menschheit ein. Die anderen - zweifellos die wichtigsten - wirkten sid1 auf eine langsamere und heimtückisd1ere Weise aus. Es bedurfte mehrerer Jahre, bevor die einzelnen und größere Kreise ihre ganze Bedeutung erfaßten. 

Ganz offenkundig trat eine Zerstörung des wirtschaftlichen Gleichgewichts ein (dessen Festigkeit übrigens nicht übertrieben werden sollte). Die meisten kriegführen​den Länder hatten durch die Zerstörungen, die der Krieg mit sich brachte, und durch die Mobilisierung eines großen Teils ihrer Arbeitskräfte eine Senkung ihrer Pro​duktion erlitten. Das waren im allgemeinen europäische Länder. Im Gegensatz dazu konnte eine Anzahl später in den Krieg eingetretener (Vereinigte Staaten) oder nicht direkt in ihn verwickelter Mächte (Japan, lateinamerikanische Länder) während der Kämpfe ihr wirtschaftliches Potential stärken und bei den Kriegführenden vorteil​hafte Absatzmärkte finden (1916, im Jahr von Verdun, konnten die amerikanischen Stahlwerke ihren Aktionären die höchsten Dividenden zahlen). Eine solche Situation kann geographisch durch den Begriff des Niedergangs Europas ausgedrückt werden (der gewiß bereits vor 1914 eingeleitet worden war). 

In dem Maße, in dem Europa am Wiederaufbau seines wirtschaftlichen Lebens arbeitet, muß es logischerweise sein Zollsystem dieser Aufgabe anpassen und sich gegen die Konkurrenten schützen. Die begünstigten Länder verzichten nicht ohne weiteres auf die einmal errungenen Positionen und weigern sich (wenigstens für eine gewisse Zeit), ihre Produktion einzuschränken. Europa geht also auf der einen Seite einer Beschränkung, ja sogar einer Aufhebung des relativen Freihandels entgegen, der eine der regulären Formen seiner Wirtschaft geworden war, während sich auf der anderen Seite eine Überproduktionskrise voraussehen läßt, die um so schneller nahen kann, je rascher die Prosperität wiederhergestellt wird. 

Das Währungsgleichgewicht ist zerstört - auf zweierlei Weise: im Innern eines jeden Landes hatte die Notwendigkeit, die Kriegsoperationen zu finanzieren, zu einer Vervielfältigung der Anleihen und Geldnoten geführt, wobei die klassischen Regeln (vernünftiges Verhältnis zwischen Metallgeldbeständen und Banknotenumlauf) mehr und mehr fallengelassen wurden. überall trat eine Inflation ein. Es war nicht einfach, wieder Ordnung in solche Verhältnisse zu bringen, es mußte repariert und wieder​aufgebaut werden, man konnte also keineswegs unmittelbar auf die Inflation ver​zichten, und es war schwierig, von verarmten Völkern hohe Steuern zu verlangen. Die Budgets kamen nicht ins Gleichgewicht; die Inflation zog die Teuerung nach sich. 

Vor 1914 hatte die Frage der Geldkurse dank der Stabilität der verschiedenen Währungen den Charakter eines buchhalterischen Vorgangs angenommen: man wußte, daß das Pfund 25 Franken wert war, der Dollar 5 Franken, die Mark 1,25 Franken. Die Schwankungen waren unbedeutend, und das große Publikum bekam sie nicht zu spüren. 1918 jedoch und in den folgenden Jahren - völlige Ver​änderung: die Länder, die am tiefsten in den Krieg verwickelt waren und eine Inflation erleben mußten, sahen den Wert ihres Geldes sinken (Franken) oder dahin​schwinden (österreichische Krone, deutsche Mark). Die Länder, die Metallgeldreserven besaßen (Dollar und Pfund), und die neutral gebliebenen Länder (holländischer Gul​den, spanische Peseta, Schweizer Frank) konnten einen Wertanstieg ihrer Währung feststellen. Die Kurse klafften auseinander, der Mechanismus des kommerziellen Aus​tausches war zerstört. Die Instabilität, die so entstanden war, dauerte jahrelang (man kann sogar annehmen, daß sie von 1919 bis 1939 nie aufgehört hat). 

Zahlreiche Länder sind durch den Krieg in politische Krisen gestürzt worden, die in manchen Ländern schon vor dem Ende der Feindseligkeiten begannen (Rußland), in anderen durch sie ausgelöst wurden (hauptsächlich in den besiegten Ländern). Vier Reiche gehen unter: das russische, das deutsche, das österreichisch-ungarische, das ottomanische. An ihre Stelle treten Staatsformen von größter Verschiedenheit, verbunden mit einer "territorialen Aufsplitterung", durch die manche Teile Europas "balkanisiert" werden; es entsteht eine Vielfalt kleiner Staaten, denen es ganz be​sonders schwerfällt, ihr politisches, wirtschaftliches und finanzielles Gleichgewicht zu erlangen. 

Das politische Problem ist kein rein europäisches: die Mutterländer haben im Laufe der vier Jahre die aktive Unterstützung von Seiten ihrer Kolonien durch Menschen, Arbeit und Sachlieferungen verlangt und erhalten: die kabylischen Esel​treiber haben Lebensmittel nach Verdun gebracht, die Sikhs haben in Flandern gekämpft, die Senegalschützen lagen an den Dardanellen (noch viele andere Beispiele könnten genannt werden). Am Ende dieses Krieges aber sprechen die 14 Punkte des Präsidenten Wilson vom "Recht der Völker auf Selbstbestimmung". Da braucht man sich nicht zu wundern, daß sich der Nationalismus der Kolonialländer (der schon vor 1914 lebendig war), übersteigert und Forderungen nach Autonomie, Dominium​-Statut oder gar nach Unabhängigkeit auftauchen. Besonders Frankreich und England sehen sich nun außer ihren inneren auch kolonialen Schwierigkeiten gegenüber. 

Noch schlimmer wirkt zweifellos der innere Schock, den die Menschen dieser Zeit erleiden. Vor 1914 war Europa dem Glauben an den kontinuierlichen menschlichen Fortschritt treu geblieben, zu dem Wissenschaft und Technik zu führen schienen. Keinerlei Tatsache hatte diesen Glauben widerlegt (im Gegenteil). Seit 1848 war der materielle Fortschritt mit Verbesserung des Lebensniveaus verbunden, mit Rückgang der Sterblichkeitsziffer, siegreichem Kampf gegen die Epidemien, allgemeinem Bildungsfortschritt. Der Krieg stellt einen brutalen Rückschritt dar, der alles wieder in Frage stellt, der die totgeglaubten Instinkte der Grausamkeit von neuem erwachen läßt. Während dieser vier Jahre wird der Mensch wieder "zum Wolf des Menschen". Vier Jahre lang scheint ein "Schützengrabensäuberer" nützlicher zu sein als ein Archäologe und ist es vielleicht auch. Der Begriff des geistigen Wertes erleidet dadurch eine Degradierung, die von Dauer ist (der Begriff selbst wird lächerlich). Es ist nicht sicher, ob diese Herabsetzung seitdem wieder wettgemacht worden ist. 

Während des Krieges hatten in allen Ländern Massen von braven Leuten Blut und Schweiß hingegeben. Alle Länder hatten eine Gegenauslese durchgemacht: viele der Besten waren tot oder verkrüppelt; die überlebenden müssen mühselig kämpfen, um ihr Leben wieder ins Gleichgewicht zu bringen. Hinter ihrem Rücken - und gerade dadurch, weil sie indes ihren Mann standen - hatte sich ein Schwarm von Abenteurern um die Soldatenpflicht gedrückt, das Unglück des Vaterlandes zu Spekulationen ausgenutzt und skandalöse Reichtümer aufgehäuft. Diese "Neu​reichen" sind aktive Zersetzungskeime; sie bieten den müden und enttäuschten Massen ein Bild der triumphierenden Korruption und verführen zu dem Wunsch, selbst schnell unverdienten Reichtum zu erwerben. Es kommt zu einer von manchen für unvermeidlich gehaltenen Reaktion des Lebenshungers nach den Todesjahren, was die Vergnügungssucht, Spekulation und Unmoral fördert. Die junge Generation, die den Krieg gesehen hat, ohne an ihm teilzunehmen, ist dafür besonders empfänglich. Das ist der Niedergang vieler einfacher Tugenden: der solide ausgeführten Arbeit, des ehrlichen und angemessenen Verdienstes, des Sinnes für Sparsamkeit. 

Um gegen so mannigfaltige und gleichzeitig auftretende übel erfolgreich an​kämpfen zu können, hätte es des Einsatzes aller Menschen bedurft. Aber diese Übel​stände trennten die Menschen. Es gibt einige, die innerhalb ihrer Landesgrenzen hartnäckig am Wiederaufbau arbeiten (Rußland); es gibt Besiegte (wie Deutschland), die die erlittenen Demütigungen und andrängenden Schwierigkeiten erbittern und zu immer wahnwitzigeren Auswegen treiben. Es gibt Sieger, die dies zweifellos nur dem äußeren Anschein nach sind: sie fühlen sich jedoch Sieger genug, um aus dem militärischen Erfolg ein Vertrauen zu schöpfen, das trügt und die Probleme nur noch verschärft. Schließlich gibt es Länder, die profitiert haben und die in ihrem Egoismus auch im Frieden noch solche Gewinne einheimsen möchten wie während des Krieges. 

Es gab nach 1918 kein gemeinsames, aufeinander abgestimmtes Bemühen, die Weltordnung erneut den Bedürfnissen anzupassen. An allerlei sonstigen Motiven und bestimmenden Faktoren war kein Mangel, aber im Fehlen einer solchen Be​mühung muß die tiefere Ursache des zweiten Weltkrieges gesehen werden. 

Tersen, S. 687-691. 

Die Liquidierung des Krieges. Die Verträge 

Trotz vieler Hindernisse versuchten die Unterhändler des Versailler Vertrages ein auf gerechten Grundsätzen (Selbstbestimmungsrecht der Völker) aufgebautes Europa zu errichten. Mit der Schaffung des Völkerbundes gaben sie der Welt eine große Friedenshoffnung. 

Die Anfangsschwierigkeiten. - "Wir haben den Krieg gewonnen", erklärte Clemenceau am 11. November 1918, "jetzt müssen wir den Frieden gewinnen, und das wird noch schwieriger sein." Die Schwierigkeiten sind tatsächlich zahlreich: 

1. Die Zahl der Sieger ist zu groß. Viele Mächte haben in den letzten Kriegs​monaten den Sieg miterkämpft; 27 Mächte nehmen an der in Paris einberufenen Friedenskonferenz teil. Die Vollsitzungen gestalten sich schwierig und finden selten statt. Die eigentliche Arbeit wird in den 52 Kommissionen geleistet, in denen Fach​leute, Experten, Statistiker am Werk sind. Entscheidungen fällen der "Rat der Zehn" und besonders die vier Großmächte, "die den Krieg bestritten haben", im "Rat der Vier" (Vereinigte Staaten, England, Frankreich, Italien). 

2 . .Alte Verträge oder feierliche Erklärungen sind hindernde Bande für die Ver​handelnden. Während des Krieges" waren Erklärungen abgegeben und Abkommen unterzeichnet worden, die normalerweise als Grundlage für die Friedensverhand​lungen dienen sollten"; so hatten z. B. Italien und Rumänien, bevor sie in den Krieg eintraten, bestimmte Versprechungen erhalten. 

Am 8. Januar 1918 hatte der Präsident der Vereinigten Staaten, Wilson, in einer Botschaft an den Kongreß seine Auffassung über den Frieden kundgetan. Dies waren die 14 Punkte ... 

In diesem Text wird der Frieden sicherlich auf idealistische, jedoch auf ameri​kanische Art gesehen; besonders der Artikel 2 mußte England Sorge bereiten. Die Alliierten und Deutschland waren mit dieser Grundlage einverstanden. Sie trug jedoch den Geheimabkommen keine Rechnung, die die Kriegführenden unterein​ander abgeschlossen hatten. 

3. Die Absichten prallen aufeinander. Wilson widersetzt sich einer Teilung der Beute, beruft sich nur auf moralische und geistige Kräfte und will aus dem Friedens​vertrag "einen Text der Versöhnung und zukünftiger Zusammenarbeit" machen. Seine generösen Gedanken kommen den Wünschen all der Kriegsteilnehmer ent​gegen, die durch den Krieg gelitten haben. Aber Wilson stößt in seinem eigenen Lande auf starke Opposition sowie auf dem Kontinent auf die der europäischen Staatsmänner und ihrer rivalisierenden Ambitionen. Durch den Mund des glühen​den Patrioten Clemenceau bekundet Frankreich - das in einem Jahrhundert drei Invasionen erlebt hat - sein Mißtrauen gegen Deutschland und verlangt vor allem Sicherheit. Dann Lloyd George, glänzend und subtil, ein schlechter Kenner Europas, sehr dazu neigend, "von anderen die für nötig erachteten Konzessionen zur Ver​wirklichung eines gerechten Friedens zu erwarten", mit einer überquellenden Phan​tasie, deren scharfe Wendungen die Schwankungen der englischen öffentlichen Meinung widerspiegeln - "er gibt sein Wort, und da er auf sein Wort etwas hält, nimmt er es oft zurück", hat jemand gesagt -, mit ihm zeigt sich England vor allem um seine wirtschaftlichen Interessen und um die Vorherrschaft auf den Meeren besorgt. Mit Orlando, dem "liebenswürdigen und redegewandten" Juristen, ver​schanzt sich Italien hinter seine Adria-Forderungen. Der Gegensatz zwischen dem Wilsonschen Idealismus und den Absichten und Interessen der Sieger, die durch Eifersucht und Mißtrauen entzweit sind - das ist das Klima des Vertrages. Als Clemenceau gefragt wurde, wie die Verhandlungen vorangingen, antwortete er: "Glänzend! Wir sind über alles uneinig!" 

4. Die Schwierigkeit, die Wilsonschen Grundsätze anzuwenden. Sie kommt 1.) daher, daß Wilsons Aufgabe groß und seine Konzeption zu weit gefaßt war. Drei große Reiche sind zusammengebrochen (Rußland, Osterreich-Ungarn, Türkei); neue Staaten sind entstanden, sie kämpfen um Grenzen, die schon in Frage gestellt wer​den, bevor sie noch gezogen sind; die durch den Krieg erzeugte Wirtschaftskrise erschwert noch die Situation: Ruinen, Darniederliegen von Handel und Industrie, durch zahlloses in Umlauf gebrachtes Papiergeld aus dem Gleichgewicht geratene Finanzen. Wilson freut sich, denn es handelt sich nicht nur darum, den Krieg zu liqui​dieren, sondern darüber hinaus zum erstenmal "gewisse wesentliche Fragen zu regeln": wirtschaftspolitische und soziale Probleme auf internationalem Gebiet. 

2.) aus der Situation Europas. Wilsons Hauptprinzip ist das Selbstbestimmungs​recht der Völker: im Weltrnaßstabe ist dies das Nationalitätenprinzip; im Innern eines Staates die Demokratie. Was das Nationalitätenprinzip betrifft, so erweist sich seine Anwendung als schwierig. Historische Tatsachen stehen ihm entgegen: die Deutschen haben den Polen gegen d.ie Russen beigestanden, und sowohl Osterreich-​Ungarn wie auch die Alliierten haben Slawen geholfen. Wie der Büchse der Pandora entströmen dem Zusammenbruch Osterreich-Ungarns die Freisetzung untereinander verfeindeter Nationalitäten und die Belebung alter Rivalitäten, von denen die Alli​ierten keine Ahnung gehabt hatten. 

3.) aus den geographischen Gegebenheiten. In Mittel- und Südeuropa sind die Nationalitäten so verzahnt, daß die Bevölkerungskarte wie ein "Pantherfell" aus​sieht. Jules Cambon schrieb: "Es heißt die Quadratur des Kreises versuchen, wenn man Grenzen schaffen will, die kein Gewissen beunruhigen und keinem Interesse schaden." Wollte man dieses Prinzip konsequent durchführen, mußte man ganze Völker umsiedeln, um so zu Nationalstaaten zu gelangen. Man tat es nicht und mußte daher zu halben Maßnahmen greifen: polnischer Korridor, Garantieklauseln. 

Was die Demokratie anbetrifft, so ist es hierbei leichter: die Kaiserreiche stürzen und werden durch Republiken ersetzt, und ein Völkerbund soll das Parlament aller Parlamente der Erde sein ... 

9. Die Verhandlungen. Ihre Hauptschwierigkeiten. Nachdem die Zukunft auf diese Weise geregelt war, gingen die Unterhandlungen über die zukünftigen Friedensver​träge weiter. Große Schwierigkeiten tauchten auf. Hauptsächlich um: 

Die Rheinfrage. Als Frankreich die Rückgabe Elsaß-Lothringens verlangte, hatte niemand diese Wiedergutmachung in Frage gestellt. Aber nun fordert Frankreich mehr, nämlich die Verlegung der militärischen Grenze Deutschlands an den Rhein ... Politiker treten für die Schaffung einer "Rheinischen Republik" ein, sie wäre ein "Schirm" für Frankreich. Die französischen Delegierten schlagen deshalb vor, daß der Rhein als Militärgrenze betrachtet und von einer internationalen Streitkraft besetzt werde und daß aus dem Rheinland ein oder mehrere unabhängige Staaten unter dem Schutz des Völkerbundes gebildet würden. Dieser Vorschlag findet bei den Alliierten keine Zustimmung ... Nur zögernd verzichtet Clemenceau auf dieses Projekt, das dem deutschen Einheitsgefühl und somit dem Geist der 14 Punkte widerspricht. Als Entschädigung schlägt Lloyd George vor, Großbritannien und die Vereinigten Staaten sollten Frankreich gemeinsame Garantien gegen einen deutschen Angriff geben; dem stimmt Wilson zu. An Stelle des Schutzes durch den Rhein erklärt sich Frankreich mit einem Schutz durch einen Vertrag einverstanden. Tardieu, der in den Verhand​lungen eine erstrangige Rolle spielte, rechtfertigte unsere Haltung mit den Worten: 

"Wir haben nach einem solidarischen Krieg keinen künftigen solitären Krieg riskieren wollen." 

Die Saarfrage. Frankreich verlangte sodann die Wiederherstellung der Grenzen von 1814, nicht der von 1815, da sie die einer "besiegten, zweimal besiegten Nation" gewesen seien. Diese Grenzen hätten uns Saarlautern, Landau, einen Teil der Saar "mit 380000 Einwohnern und zwei Dritteln der Kohle, die in Nord-Lothringen gewonnen werden", gebracht. Frankreich, dessen Volkswirtschaft durch Krieg und Zerstörungen sehr gelitten hatte, braucht dringend Kohle. Lloyd George sieht das auch sehr rasd1 ein, aber Wilson weigert sich, lehnt die Abtretung eines deutschen Territoriums an Frankreich, ja sogar die überlassung von Bergwerken ab. Clemen​ceau spricht hierauf von Demission; Wilson bestellt das Schiff, das ihn in die Ver​einigten Staaten zurückbringen soll. Schließlich einigt man sich auf einen Komprorniß. Die Saargruben gehen vollständig in französischen Besitz über; das Saargebiet da​gegen wird vom Reich losgetrennt und vom Völkerbund verwaltet. Nach 15 Jahren soll es sein Schicksal durch eine Volksabstimmung entscheiden. 

Die Finanzfrage. Die Kriegsausgaben der Alliierten betragen zirka 700 Milliarden, eine enorme Summe, und zunädlst smeinen die Engländer entsmlossen, "den Hunnen" zahlen zu lassen und "ihn zu pressen, daß die Kerne spritzen". Der französisme Finanzminister Klotz hofft, die Probleme mit dem berühmten Versprechen lösen zu können: "Deutschland wird bezahlen!" Aber es muß ja eine Summe festgelegt werden. Die Amerikaner smlagen 25 Milliarden innerhalb von 30 Jahren vor, ein lächerlimer Betrag. Frankreich verlangt für sich allein 162 Milliarden Goldfranken. Die Finanzfragen werden einer Reparationskommission unterbreitet, die das Ergeb​nis ihrer Arbeiten bis zum 1. Mai 1921 vorlegen soll ... 

Schlußfolgerung. Ist das anspruchsvolle Programm Wilsons verwirklicht worden? 

Kaum unterzeichnet, wird der Vertrag bereits heftig kritisiert. Ein angelsächsischer Schriftsteller, Keynes, nennt ihn schlecht und undurchführbar und erklärt: "Er​mutigen und helfen wir Deutschland, seinen Platz in Europa wiedereinzunehmen! " In Frankreich wirft man den Unterhändlern ganz im Gegenteil Schwachheit vor und bedauert die Konzessionen, die gemacht werden mußten. Mit mehr Beherrschung schrieb ein Diplomat: "Das Ergebnis des Friedensvertrages befriedigte niemanden ... eine große Unzufriedenheit beherrschte alle Gemüter. Man fühlte, daß der Friede nicht wiederhergestellt worden war. Zu viele Ursachen für Unstimmigkeiten blieben im gesamten Osten bestehen, Europa war in einem schlimmen wirtschaftlichen Zu​stand, der sich von Westen nach Osten, von England bis hin zum unglücklichen Rußland noch verschlimmerte. Außer in Amerika war die finanzielle Situation überall verheerend ... Die Wahrheit ist, daß es nach diesem Krieg, der so lange gedauert und so viele Ruinen hinterlassen hat, von den Japanern abgesehen, keine wirklichen Sieger gegeben hat; die ganze Welt hatte mehr verloren als dazugewonnen, und die territorialen Veränderungen halfen nicht gegen die wirtschaftliche und finanzielle Ratlosigkeit, ganz im Gegenteil." (J. Seydoux, Von Versailles zum Young​plan. PIon. S. 16 f.) 

Bedrohungen, tödliche Gefahren tauchen auf. Der Vertrag scheint unzulänglich: 1. durch seine Verworrenheit: er ist kein Sieg- und auch kein Kompromißfrieden. 

Die. generösen Vorschläge Wilsons sind in ihm mit den energischen Forderungen der Realpolitiker verquickt, die verschiedenartigen Interessen der Angelsachsen und Frankreichs vermengt. Große Prinzipien und Engstirnigkeit, "das", so schreibt der Italiener Nitti mit Schärfe, "war der Frieden Clemenceaus mit den Methoden Wil​sons, also der schlimmste Frieden". 

2. durch die Umstände seiner Ausarbeitung: er ist nicht durch Verhandlungen zustande gekommen, sondern dem Besiegten aufgezwungen worden, der ihn somit immer als ein "Friedensdiktat" betrachten mußte ... Dem Besiegten aufgezwungen, ist der Vertrag - ein schwerwiegendes Faktum - in Abwesenheit Rußlands aus​gehandelt worden, "das in Versailles eben durch seine Abwesenheit anwesend war". Wie wird die Haltung dieser Großmacht sein, wenn sie einmal aufhört, sich mit revolutionären Krisen herumzuschlagen? 

3. durch die Haßgefühle, die er auslöst: Deutschland erkennt den aufgezwungenen Vertrag nicht an; vor allem protestiert es gegen den Artikel 231, der seine Verant​wortlichkeit für den Krieg festlegt; es ist entschlossen, darauf zu warten, "daß die Sieger uneins werden". Genet, S. 5-7. 

Die Reparationen 

Von Deutschland wird keinerlei Tribut verlangt (in der Art der 5 Milliarden, die uns 1871 aufgezwungen worden waren), doch wird vorausgesetzt, daß Deutsch​land, "weil es sie verursacht hat, für alle Schäden verantwortlich ist, die die Alliierten und ihnen verbündeten Regierungen und ihre Staatsangehörigen infolge des Krieges erlitten haben, der ihnen durch den Angriff seitens Deutschlands und seiner Ver​bündeten aufgezwungen worden ist". (Artikel 231, den die Deutschen als eine un​gerechtfertigte "Diffamierung" betrachten und dessen Streichung sie mit Hartnäckig​keit verlangen.) Die Schäden müssen also repariert werden; aber wie? 

Nachdem die amerikanische These - eine in 30 Jahren zahlbare globale Summe von 25 Milliarden - verworfen worden war, wurde beschlossen, daß eine "Repa​rationskommission" bis zum 1. Mai 1921 gebildet werden solle. 

Sie sollte die Höhe der Schäden feststellen und die Zahlungsweise ausarbeiten. In der Zwischenzeit sollten im Sinne einer "Restitution" Vieh, industrielle Erzeugnisse und Schiffsraum zur Verfügung gestellt werden. 

Auch dachte man an moralische Reparationen in Form von Gerichtsprozessen gegen diejenigen Deutschen, die "Kriegsgesetze und -gebräuche und Gesetze der I Menschlichkeit" geschändet hatten. Wilhe1m II. stand auf der Liste der Straffälligen. 

1. Die Institutionen 

Noch vor der Diskussion der Vertragsklauseln wurde in Versailles durch Wilson die Organisation gegründet, die dazu bestimmt war, Konflikte zwischen Staaten friedlich beizulegen und neue Kriege zu verhindern: der Völkerbund. In ihm sind die Alliierten zusammengeschlossen, und er garantiert die Unverletzlichkeit des Territoriums und die Unabhängigkeit jedes der einzelnen Alliierten; er fordert von ihnen, daß sie ihm ihre Konflikte zum Zwecke eines Schiedsspruchs unterbreiten. Er sieht Sanktionen gegen jedes Land vor, das sich eines Angriffs schuldig macht. Er soll aber keineswegs eine neue Heilige Allianz, ein Zusammenschluß der Sieger zur Siche​rung der Verträge sein; deshalb sieht der Völkerbundspakt die Zulassung neuer Mitglieder vor, die allgemeine Abrüstung und die überprüfung unanwendbar ge​wordener Verträge. 

Dieser politischen Organisation sind andere Institutionen beigeordnet, die dazu bestimmt sind, die internationale Zusammenarbeit auf allen Gebieten zu erweitern: das internationale Arbeitsamt hat die Aufgabe, durch Umfragen und Empfehlungen "den physischen, moralischen und intellektuellen Wohlstand" aller \Verktätigen zu fördern. Es soll darüber wachen, daß ein Land, das großzügige Sozialmaßnahmen trifft, deswegen seinen Konkurrenten gegenüber nicht in Schwierigkeiten gerät. Jedes Jahr sollen sich die Vertreter der Regierungen, der Arbeiter- und Arbeitgeber​organisationen auf einer internationalen Arbeitskonferenz treffen. 

Die Wiederherstellung des Welthandels ist eine mühevolle Aufgabe. Gleich nach Kriegsende umgaben sich die meisten Staaten mit Zollschranken, um ihre geschwächte Wirtschaft zu schützen. Das 1921 geschaffene Wirtschafts- und Finanzkomitee tritt für die allgemeine Anerkennung der Meistbegünstigungsklausel ein, d. h. daß jedes Land, das einem anderen Land Handelsbegünstigungen einräumt, diese automatisch auch auf alle anderen Länder auszudehnen hätte; Frankreich gibt jedoch zu bedenken, daß dieses System solche Länder benachteiligt, die stark unter dem Kriege gelitten haben und den anderen nicht mit gleicher Stärke gegenüberstehen. Eine andere Streitfrage ist die internationale Verteilung der Rohstoffe: Italien, das für seine Fabriken Kohle braucht, beklagt sich über die hohen Preise, die England verlangt, und fordert die Einrichtung internationaler Rohstoffämter zur Verteilung der Roh​stoffe. 

Inmitten dieser Interessenskonflikte erzielen die zahlreichen internationalen Kon​ferenzen, wie die von Genua (1922), Genf (1923), nur lächerlich geringfügige Ergeb​nisse; theoretisch wird die Notwendigkeit verkündet, die Freiheit des internationalen Handelsverkehrs so schnell wie möglich wiederherzustellen, praktisch aber begnügt man sich damit, die Zollformalitäten zu vereinfad1en und den freien Durd1gangs​verkehr zu sichern. Es gelingt nicht, ein internationales Kreditsystem zu errid1ten, das die Wirtschaft der verarmten Länder aufbauen hilft und die Zahlung ihrer Ein​fuhren garantiert; diese Länder zögern, dem Völkerbunde produktive Pfänder in die Hand zu geben. 1922 gelingt es dem Völkerbund jedoch, tlsterreich wiederauf​zuhelfen, indem man ihm erlaubt, eine internationale Anleihe aufzunehmen. 

Neben diesen offiziellen Regierungsarbeiten müssen die Verhandlungen zwischen Kaufleuten und Industriellen, einschließlich der amerikanischen, erwähnt werden, die in der Internationalen Handelskammer stattfinden. Doch führt die internationale wirtschaftliche Organisationsarbeit nur zu geringen Resultaten. Der wirtschaftliche Wiederaufstieg der einzelnen Nationen vollzieht sich vorwiegend im nationalen Rahmen. 

2. Reparationen und Abrüstung 

1919 scheinen Frankreich und England gleicherweise entschlossen zu sein, von Deutschland bedeutende, in Geld zahlbare Reparationen zu erlangen. Frankreich rechnet mit der mächtigen wirtschaftlichen Organisation Deutschlands. Man wirft mit gewaltigen Zahlen um si und sprid1t von 300 Milliarden Goldfranken, die allein Frankreid1 bekommen soll. England seinerseits wünscht, daß Deutschland in barem Geld zahlt und nicht - wie es dies anbietet - in natura, da solche Liefe​rungen eine gefährliche Konkurrenz für den britischen Export darstellen würden. 

Von 1920 an bekämpft der englische Nationalökonom Keynes diese Pläne. Die englischen Geschäftskreise, die 1921 eine schwere Krise erleben, überzeugen sich davon, daß allzu harte Reparationen einen internationalen Unruheherd darstellen. Sie bezichtigen die Franzosen der Gewinnsucht. Auf der Konferenz von Cannes (Januar 1922) beantragt Rathenau eine Herabsetzung der deutschen Reparationen, und Lloyd George versucht, den französischen Minister Briand zu beruhigen, indem er ihm einen englisch-französisch-belgischen Pakt zum Schutz der Rheingrenze vor​schlägt. Da er wohl weiß, daß die französische tlffentlid1keit keiner Konzession zustimmen würde, zieht Briand den Rücktritt vor. 

Nun kommt in Frankreich eine neue Politik zum Zuge, die von Poincare. Da Deutschland nicht imstande ist, in Geld zu zahlen, muß sich Frankreich selbst bedienen, indem es das für die deutsche Wirtschaft lebensnotwendige Ruhrgebiet besetzt. Nachdem er die Nichterfüllung der deutschen Reparationsleistungen hat feststellen lassen, organisiert Poincare die Besetzung der Ruhr durch französische (und belgische) Truppen, im Prinzip, um dort die Kohlenverteilung zu kontrollieren. Diese Politik erzeugt sehr schnell eine heftige Gegnerschaft: England erblickt in den Zwangslieferungen deutscher Kohlen an die französische Wirtschaft eine Konkurrenz, die seinen Export vermindert, und es ist über die wirtschaftliche Macht beunruhigt, die Frankreich durch die Vereinigung der westfälischen Kohle mit dem lothringischen Eisenerz zufällt. Die ausländische Offentlichkeit verurteilt ganz allgemein den "fran​zösischen Egoismus". Die stärkste Opposition kommt wohlgemerkt von Deutschland selbst: es finden immer mehr Streiks und Attentate statt, und an der Ruhr kommt es zu heftigen Zwischenfällen. Es ist dies übrigens die Zeit des beschleunigten Mark​sturzes. 

Unter dem Einfluß eines gewandten und gemäßigten deutschen Staatsmannes, Stresemanns, beruhigt sich die deutsche Opposition an der Ruhr. Aber anstatt mit Stresemann zu verhandeln, zieht es Poincare vor, den rheinischen Separatismus zu ermuntern. Die französischen Wahlen von 1924 führen seinen Sturz herbei, während amerikanisches Kapital Deutschland wieder zu Kräften bringt. 

So werden auch die letzten Lösungen des Reparationsproblems unter dem Vorsitz von Amerikanern ausgearbeitet; Herriot und Briand verzichten auf die französischen Sonderwünsche und schließen sich diesen Bemühungen an. 1924 tritt der Dawesplan in Kraft: Einschränkung der jährlichen deutschen Zahlungen, Garantie durch eine Hypothek auf Eisenbahnen und Industrieanlagen, Finanzkontrolle. 1929 werden unter dem feierlichen Versprechen, die Zahlungen - deren Dauer endgültig fest​gelegt wird - fortzusetzen, alle Kontrollrnaßnahmen abgeschafft: das ist der Youngplan. 

Der Völkerbundspakt sieht eine allgemeine Abrüstung vor, die Abrüstung der Besiegten soll nur der erste Schritt dazu sein. Schon 1921 behandelte die Konferenz von Washington das Problem der Beschränkung von Flottenrüstungen; sie legte die Gleichheit der Hochseeflotten Großbritanniens und der Vereinigten Staaten fest und stellte Italien und Frankreich auf gleiche Ebene (Frankreich hatte während des Krieges vor allem seine Bewaffnung zu Lande vorangetrieben). Frankreich hatte große Mühe, die Ausdehnung des Programms auf Unterseeboote, die Waffe der Armen, zu verhindern; seine militärischen Ausgaben wurden dabei einer Kritik unterzogen. Die Debatten verliefen in einer peinlichen Stimmung. 

Nach 1924 erscheint die geschmeidige und verführerische Persönlichkeit des Friedensapostels Briand in vollem Glanze. Um ihn geschart, machen die Staatsmänner Europas - der Engländer Austen Chamberlain, der Tscheche Benesch, der Rumäne Titulescu - den Völkerbund, der bis dahin im verborgenen existiert hatte, zum Mittelpunkt der europäischen Politik. Frankreich, das Abrüstung und Sicherheit durchsetzen will, legt dem Völkerbund Pläne vor, die festumrissene Sanktionen gegen jeden Angreifer und schließlich die Abrüstung selbst vorsehen. Jedoch wird das in diesem Sinn abgefaßte und in Genf angenommene Protokoll von den eng​lischen Konservativen verworfen. 

1925 unterzeichnet Stresemann mit den Delegierten der Alliierten den Locarno​-Pakt; diesmal erkennt Deutschland seine neuen Westgrenzen freiwillig an. Es kann nun wieder in das Konzert der Nationen aufgenommen werden; 1926 darf es dem Völkerbund beitreten und erhält sogar einen Platz im Rat. Das ist die große Zeit des Völkerbundes: jedes Jahr im September findet die Generalversammlung statt und vereinigt an den Ufern des Genfer Sees die führenden Staatsmänner Europas. Während einiger Jahre gelingt es dem Völkerbund, 37 Konflikte friedlich zu regeln. 1928 verpflichten sich 60 Nationen im Briand-Kellogg-Pakt, den Krieg als ungesetz​lich zu erklären. Die Räumung des Rheinlandes wird fortgesetzt und 1930 beendet. Seit 1926 tagt eine vorbereitende Abrüstungskonferenz. 

Das Projekt der Vereinigten Staaten von Europa jedoch, das Briand am Herzen lag, wird durch den Ausbruch der Weltwirtschaftskrise zunichte gemacht. 

Moraze u, Wolft, S. 276-279. 

Die Friedensverträge, 1919-1920 
Englische Darstellung: 

Der Vertrag von Versailles. Die Friedensregelung, die dem Kriege von 1914-18 folgte, wird oft als der Vertrag von Versailles bezeichnet. Genaugenommen ist der "Vertrag von Versailles" nur der Name eines - wenn auch des wichtigsten - Teiles dieser Friedensordnung, des Vertrages, den die Sieger Deutschland auferlegten, und den die Vertreter der neuen deutschen Republik am 28. Juni 1919 unterzeichneten. Das sollte ein großes historisches Ereignis sein und war es auch. Diese Demütigung Deutschlands fand im gleichen Spiegelsaal des Schlosses Ludwigs XIV. in Versailles statt, in dem 48 Jahre zuvor die deutschen Sieger nach dem Krieg von 1870/71 das Deutsche Reich proklamiert hatten. Doch mit sicherem Instinkt beachteten die Siegernationen den Jahrestag dieses Ereignisses nicht. Jedes Jahr wurde der Wieder​kehr des Waffenstillstandstages vom 11. November 1918 durch zwei Minuten Schweigen um 11 Uhr gedacht, der 28. Juni jedoch ging unbeachtet vorüber. Der Sieg der alliierten Heere erfüllte einen mit Stolz und Dankbarkeit, wie auch mit Trauer um die Gefallenen dieses Krieges. Die nach gewonnenem Sieg durch die Staatsmänner erzwungene Friedensordnung bildete von Anfang an eine Quelle von Meinungsverschiedenheiten und Enttäuschungen. Nach weniger als 21 Jahren mußten wir feststellen, daß diese Ordnung tatsächlich nur ein "Waffenstillstand " gewesen war, eine zeitweilige Unterbrechung der Feindseligkeiten, und keineswegs eine neue Welt durch dauerhaften Frieden verbundener Völker, für die Millionen Menschen voller Hoffnung gekämpft hatten. 

Von Anfang an wurden die Friedensverträge in fast jedem Land aus den ver​schiedensten Gründen für unbefriedigend gehalten. Sie scheinen sich inzwischen selbst das Urteil gesprochen zu haben, weil sie ja zu einem neuen Kriege führten. Und doch waren sie das Beste, was zu dieser Zeit die von ihren Völkern auf demokra​tischem Wege gewählten Führer der größten Nationen der Erde erreichen konnten. Bevor wir daher ihr Werk verdammen, müssen wir es im Zusammenhang mit den Verhältnissen begreifen, unter denen es entstand. Eine Frage muß genau überlegt werden, wenn auch niemand eine eindeutige Antwort darauf geben kann: hätte irgendein Friedensvertrag des Jahres 1919 - welcher Art er auch immer gewesen sein möge - von sich aus die ständige friedliche Regelung herbeiführen können, die von den Siegern gewünscht wurde? Auf jeden Fall steht fest, daß die Friedensver​träge aus diametral entgegengesetzten Gründen verurteilt worden sind. Einige sagen, sie wären für den besiegten Gegner zu hart gewesen; andere dagegen meinen, Deutsch​land hätte eine bessere Behandlung lediglich ausgenutzt, um sich noch eher zu rächen. Diese Leute halten daher die Verträge für nicht hart genug. Man hielt ihnen darauf entgegen, daß man Deutschland nicht für immer niederzwingen könne, und daß seine Reaktion um so schrecklicher sein würde, je härter man es bestraft habe. 

Auf jeden Fall darf man nicht vergessen, daß die Welt von 1919 von einem Haß erfüllt war, wie ihn die Welt vorher niemals gekannt hatte. Das war das Erbe eines Krieges, der bei Männern und Frauen aller Klassen in einem in der Menschheits​geschichte noch nicht erlebten Umfange Kräfte beansprucht und Herzen verwundet hatte. Die Friedensverträge konnten diesen Haß nicht überwinden; sie konnten ihm lediglich Ausdruck verleihen. Somervell, S. 101-102. 

Die Großen Vier 

Die wesentlichen Entscheidungen über die Behandlung Deutschlands lagen in den Händen der führenden Staatsmänner Großbritanniens, Frankreichs, Amerikas und Italiens, die in der Öffentlichkeit als die Großen Vier bekannt geworden sind. Der bedeutendste von ihnen war Georges Clemenceau, der als Ministerpräsident des Landes, in dessen Hauptstadt die Konferenz stattfand, der Vorsitzende der offiziellen Sitzungen war und den größten Einfluß auf den Charakter des Friedensvertrages ausgeübt hat. 

Clemenceau war ein alter Mann von fast 80 Jahren, so alt, daß er bereits im Deutsch - Französischen Krieg als Bürgermeister eines Stadtteils von Paris eine be​deutende Rolle gespielt hatte. Er war während des letzten Kriegsjahres Minister​präsident gewesen und wurde voll Zuneigung "der Tiger" und "Vater des Sieges" genannt. Er besaß eine viel tiefere und eingehendere Kenntnis der europäischen Probleme als alle anderen der Großen Vier, und er war der einzige unter ihnen, der alle drei Sprachen - französisch, englisch und italienisch - sprach. Er war kein Idealist - eher das Gegenteil davon. Von Wilsons 14 Punkten oder dessen Völker​bund hielt er nichts. Clemenceau war für seinen respektlosen Witz bekannt. Er soll einmal bemerkt haben, Präsident Wilson sei schlimmer als der liebe Gott, denn dieser habe nur 10 Gebote, Präsident Wilson jedoch 14. Sein einziges Interesse galt der Sicherheit Frankreichs. Deutschland und Frankreich hielt er für Erbfeinde, da die Deutschen Unmenschen seien und auch immer bleiben würden. Frankreich hatte. eine Bevölkerung von 40 Millionen, die sich nicht vermehrte, Deutschland dagegen eine fast doppelt so starke, die zudem noch stetig zunahm. Deutschland hatte jetzt fast die ganze Welt gegen sich vereinigt, während Frankreich 1919 Mitglied einer siegreichen Allianz war, der Deutschland unterlag. Nach Clemenceaus Ansicht war es der Zweck des Friedensvertrages, den Sieg im Interesse der ständigen Sicherheit Frankreichs auszunutzen. Alles andere interessierte ihn nicht. 
Der Standpunkt des Präsidenten Wilson unterschied sich hiervon beträchtlich, hatte er doch während seiner Amtszeit als erster Präsident den Atlantik überquert, um den Aufbau einer neuen und besseren Welt zu beaufsichtigen. Amerika hatte keine egoistischen Ziele und brauchte um seine Sicherheit nicht besorgt zu sein. Wilson wünschte lediglich einen Frieden, der allen gerecht würde. Unglücklicherweise kannte er die verwickelten Probleme Europas nicht und zeigte sich in der Diskussion ungeschickt und unzugänglich. Auch besaß er nicht - wie Clemenceau und Lloyd George - eine lebenslange Erfahrung als parlamentarischer Politiker. Er war Pro​fessor für politische Wissenschaft, Rektor einer Universität, Gouverneur eines Staates der USA und schließlich Präsident geworden. Er konnte Vorlesungen halten, konnte ein Gesetz ausarbeiten, aber er hatte wenig Erfahrung darin, unter Gleichen seinen Vorteil auszuhandeln. Während Clemenceau und Lloyd George die demokratische Stimme ihrer Länder tatsächlich repräsentierten, konnte Wilson dies zu alledem nicht mehr. Die amerikanischen Wahlen vom November 1918 waren gegen ihn ausgefallen, obwohl er auf Grund besonderer Bestimmungen der amerikanischen Verfassung sein Präsidentschaftsamt auf weitere zwei Jahre behalten hatte. 

In der Mitte zwischen Clemenceau und Wilson stand Lloyd George, der während der letzten beiden Kriegsjahre britischer Premierminister gewesen war. Seine Haltung war viel weniger deutlich, da er ein Mann der Tat und der Zweckmäßigkeit, nicht der Prinzipien und Grundsätze, war. Man hätte erwarten sollen, daß er, der als liberaler Idealist 20 Jahre zuvor brav auf der Seite der Burenrepubliken Südafrikas gegen sein Vaterland gestanden hatte, Wilson unterstützen würde, und tatsächlich bemühte er sich zunächst auch in dieser Richtung. Aber während der britischen Wahlen zwischen Waffenstillstand und Friedenskonferenz hatte er einige unüber​legte Versprechungen gemacht, als er in den Wahlversammlungen einem blinden Haß auf Deutschland begegnet war. Vor allem hatte er erklärt, Deutschland müsse möglichst für die gesamten Kriegskosten aufkommen; diese Idee sagte Clemenceau zu, weil sie den wirtschaftlichen Ruin Deutschlands gesichert hätte. 

Somervell, S. 104-105. 

Deutschland 

Aber was geschah nun mit Deutschland? Auf allen früheren Friedenskonferenzen hatten sich Sieger und Besiegte am Konferenztisch getroffen, und die Besiegten hatten wenigstens Gelegenheit gehabt, ihren Standpunkt vorzutragen. Diesmal beschlossen die Alliierten, den Vertrag allein auszuarbeiten und ihn der deutschen Delegation als ein fertiges Dokument auszuhändigen. Den Deutschen wurde eine Frist von einigen Wochen gegeben, um den Vertrag zu prüfen und Einwände schriftlich nieder​zulegen. Die deutschen Einwände wurden dann von den alliierten Staatsmännern besprochen, wobei sich Lloyd George eifrig bemühte, seine Kollegen zu veranlassen, Deutschland durch die Milderung einiger sehr harter Bestimmungen zu beruhigen. Er wurde aber in fast allen Punkten von den Franzosen überstimmt, die Wilson unterstützte, weil er den Vertrag - ob gut oder schlecht - so schnell wie möglich unterzeichnet sehen wollte, war er doch überzeugt, der Völkerbund werde das Ab​kommen revidieren, sobald sich die Kriegsleidenschaften abgekühlt hätten. 

Für den Ausschluß Deutschlands von der Konferenz gab es einige Entschuldi​gungsgründe. Die Alliierten mußten damit rechnen, daß zwischen ihnen selbst zahl​reiche Meinungsverschiedenheiten ausbrechen würden, und sie wünschten, dem Feind gegenüber den Schein der Einigkeit aufrechtzuerhalten. Auch waren sie von einem herausfordernden Auftreten der deutschen Delegierten überzeugt und fürchteten, daß deren Anwesenheit den offensichtlich vorherrschenden Geist des Hasses nur noch steigern würde. Trotz alledem war der Ausschluß der Deutschen von der Konferenz sicher ein Fehler. Die früheren Friedenskonferenzen waren immer ein erster Schritt zur Beruhigung der Leidenschaften gewesen. Der Ausschluß Deutschlands kennzeich​nete diese Konferenz als letzten Akt eines Krieges. Diese Tatsache ermöglichte es Deutschland, den Friedensvertrag als ein "Diktat", einen aufgezwungenen Frieden, zu bezeichnen, als einen Gewaltakt, durch den sich die Deutschen, wie sie später anführten, moralisch nicht gebunden fühlten. Ihre Unterschrift wurde auch tatsäch​lich gewaltsam erzwungen, da die während des Krieges über Deutschland verhängte Blockade vor Unterzeichnung des Vertrages nicht vollständig aufgehoben wurde. 

Somervell, S. 106-107. 

Die deutsch-französische Grenze 

Elsaß-Lothringen, 1871 Frankreich genommen und ihm nun zurückgegeben, ging Deutschland verloren. Frankreich erhielt außerdem für 15 Jahre das Kohlengebiet im Saartal als Ausgleich für die Zerstörung seiner Gruben im nordfranzösischen Kriegsgebiet. Nach 15 Jahren sollten die Einwohner des Saargebietes über ihre künf​tige Staatsangehörigkeit abstimmen, und da sie fast sämtlich Deutsche waren, war es ziemlich sicher, daß sie für eine Wiedervereinigung mit Deutschland stimmen würden. Das geschah 1935, und obwohl dieses Ereignis in keinem Zusammenhang mit der Machtergreifung des Nationalsozialismus stand, half es doch das Prestige dieser Regierung stärken. Ein schmaler und unbedeutender Streifen deutschen Gebietes fiel auch an Belgien. 

Im Grunde wünschte Frankreich, alles deutsche Land bis zum Rhein zu annek​tieren, der, wie die Franzosen geltend machten, die Grenze der römischen Provinz Gallien gebildet hatte. Nur diese Grenze, so erklärte Foch, könnte Frankreich vor seinem Feinde Sicherheit verleihen. Aber Großbritannien und Amerika lehnten diesen Vorschlag unbedingt ab. Ein entscheidender Grundsatz Wilsons, mit dem die öffent​liche Meinung in Großbritannien völlig übereinstimmte, war das Selbstbestimmungs​recht der Völker oder durch eine Grenzziehung in möglichster übereinstimmung mit den Wünsdlen der Bevölkerung in dem betreffenden Gebiet. Die Einverleibung eines Gebietes von 8 Millionen Deutschen durch Frankreid1 hätte eine zu offensichtliche Verletzung dieses Prinzips dargestellt. 

Wir erinnern uns daran, daß Deutschland 1864 das z.T. von Deutschen bewohnte Schleswig Dänemark weggenommen hatte. Eine nun durchgeführte Volksabstim​mung gab den nördlichen Teil von Schleswig wieder an Dänemark zurück, das damit Landgewinn erzielte, ohne am Kriege teilgenommen zu haben 

Somervell, S. 107-108. 

Die deutsch-polnische Grenze 

Die Ostgrenze Deutschlands stellte ein weit schwierigeres Problem dar, da in dem gesamten Raum zwischen Ostsee und Tschechoslowakei Deutsche und Polen, die einander haßten, in unentwirrbarer Gemengelage siedelten. Ostpreußen, an der Ost​seeküste östlich der Weichsel gelegen, war deutsch bevölkert, während das Gebiet westlich der Weichse1, mit Ausnahme der Hafenstadt Danzig, im wesentlichen von Polen bewohnt war. Auf Grund des Selbstbestimmungsrechts blieb daher Ostpreußen deutsch, wurde aber durch einen "Polnischen Korridor" - der sich bis zum Meer erstreckte - vom Mutterland abgetrennt; damit war die sogenannte erste polnische Teilung von 1772, das Werk Friedrichs des Großen, rückgängig gemacht worden. Danzig war eine deutsche Stadt, bildete aber zugleich den natürlichen Zugang Polens zur See. Es wurde daher von Deutschland getrennt und unter die Verwaltung eines Völkerbundskommissars gestellt. Die Stadtverwaltung lag in deutschen Händen, der Hafen jedoch war Polen unterstellt. Weiter südlich wurde die polnische Provinz Posen von Deutschland abgetrennt und noch weiter im Süden das bedeutende Indu​striegebiet von Oberschlesien nach einer Volksabstimmung - die lediglich zeigte, daß beide Völker stark durcheinandersiedelten und keine befriedigende Lösung gefunden werden konnte - zwischen Deutschland und Polen aufgeteilt. Nach der ursprüng​lichen Fassung des Versailler Vertrags, die der deutschen Delegation überreicht wurde, sollte ganz Oberschlesien an Polen fallen. Die Zubilligung einer Volksabstimmung war eine der wenigen Konzessionen, die man auf Grund der deutschen Proteste zwischen der ersten Überreichung des Entwurfs und der endgültigen Annahme des Vertrags machte. Man kann nicht sagen, daß eine bessere oder gerechtere Lösung des Problems der deutsch-polnischen Grenzziehung möglich war. Es war aber von An​fang an klar, daß diese Grenzfrage eines der Sturmzentren Europas bilden würde, sobald Deutschland wieder zur Macht gelangte - es sei denn, Deutsche und Polen wären bis dahin in freundschaftliche Beziehungen getreten. 

Soviel über die Gebietsverluste Deutschlands. Sie bedeuten die Einbuße von fast fünf Millionen Menschen und von zwei sehr bedeutenden Industriegebieten: eines Teiles Oberschlesiens und des Erzgebiets von Lothringen; außer dem zeitweiligen Verlust der Saarkohle. Aber im ganzen gesehen und mit Ausnahme der vorüber​gehenden Loslösung des Saargebietes und des Sonderfalls Danzig entsprachen diese Veränderungen des Besitzstandes dem Willen der Mehrheit der Einwohner. 

Somervell, S. 108-109. 

